
erklärte der Agent des Bundesnachrichtendienstes, daß 
seine Dienststelle innerhalb der NATO bereits einen 
größeren Einfluß habe als der französische Geheim
dienst.
Die Tätigkeit der imperialistischen Geheimdienste in 
Westberlin richtet sich, wie in diesem Verfahren fest
gestellt wurde, nicht nur gegen die DDR, sondern auch 
gegen die anderen sozialistischen Länder. Die Agenturen 
versuchen, durch eingeschleuste Agenten und durch Briefe 
an Bürger der Volksrepubliken Polen, Ungarn, der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der 
übrigen sozialistischen Länder Europas heranzukommen, 
um sie zum Verrat an ihrer Heimat zu veranlassen. Daß 
diese Tätigkeit mit den konterrevolutionären Aktionen 
der Imperialisten koordiniert ist, zeigt die Tatsache, daß 
nach der ungarischen Konterrevolution vom amerika
nischen Geheimdienst eine große Zahl von Briefen nach 
Ungarn gesandt wurde, wie der Zeuge H e u s 1 e r aus
sagte. Die Westberliner Polizeidienststellen arbeiten bei 
dieser verbrecherischen Tätigkeit mit den Geheimdien
sten zusammen. Das ergibt sich daraus, daß die West
berliner Polizei den amerikanischen Geheimdienst infor
miert, wenn Bürger der Volksrepublik Polen Anträge auf 
Besuche in Westberlin einreichen. Der Zeuge Sosnowski 
wurde in mehreren Fällen vom amerikanischen Geheim
dienst, beauftragt, zu solchen polnischen Bürgern mit 
dem Ziel Fühlung aufzunehmen, sie zum Verbleiben in 
Westberlin zu veranlassen. Die angeführten Tatsachen 
zeigen, daß Westberlin nicht nur zu einem Gefahrenherd 
gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik ge
worden ist, sondern daß es von den imperialistischen 
Kräften zum Ausgangspunkt feindlicher Handlungen 
gegenüber allen europäischen sozialistischen Ländern 
gemacht wird.
Die in diesem Strafverfahren festgestellte Tätigkeit der 
imperialistischen Geheimdienste in Westberlin dient 
der Vorbereitung eines Aggressionskrieges. Sie stellt eine 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten dar und verletzt die elementarsten Menschen
rechte. Deshalb ist der organisierte Menschenhandel völ
kerrechtlich ein Verbrechen gegen den Frieden und 
gleichzeitig ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im 
Sinne des Londoner Statuts für das Internationale Mili
tärtribunal vom 8. August 1945.
Die im vorliegenden Verfahren verurteilten Angeklagten 
leisteten in vielfältigen Formen ihren Beitrag zu diesen 
Verbrechen.
Während der Durchführung des Verfahrens wurden in 
Übereinstimmung mit dem Beschluß der Warsehauer- 
Vertrags-Staaten durch Volkskammer und Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik die notwen
digen Maßnahmen durchgeführt, um die DDR und die 
anderen sozialistischen Länder gegen die Tätigkeit der in 
Westberlin residierenden feindlichen Agenturen zu 
schützen. Dadurch wird die Feindtätigkeit gegen die 
sozialistischen Länder von Westberlin aus erheblich 
erschwert. Die Gefährlichkeit der Handlungen der Ange
klagten für die DDR und die Größe des ihr zugefügten 
Schadens ist jedoch durch diese Maßnahmen nicht gerin
ger geworden. Deshalb können diese Schutzmaßnahmen 
nicht zugunsten der Angeklagten als die Gefährlichkeit 
ihrer Taten mindernde Tatsachen berücksichtigt werden, 
wie es seitens der Verteidigung vorgebracht worden ist. II

II
a) Die aus einer Landarbeiterfamilie stammende An
geklagte V o g t  war nach dem Besuch der Volksschule 
als Land- und Gartenarbeiterin tätig. Von 1942 bis 1947 
arbeitete sie in einem Frisiersalon und von da ab im 
Druckerei betrieb ihres Ehemannes. Im Jahre 1953 erhielt 
sie wegen illegalen Verbringens von Strickstrumpf
maschinen und optischen Geräten nach Westberlin eine 
mehrjährige Zuchthausstrafe, die ihr teilweise erlassen 
wurde.
Die Angeklagte besuchte regelmäßig eine in Westberlin 
wohnende Schwester. Anläßlich dieser Fahrten ging sie

auch in Westberliner Kinos und brachte Schund- und 
Schmutzliteratur mit.
Im Dezember 1959 traf die Angeklagte bei ihrer Schwe
ster einen Mann, der sich ihr mit „Hildebrandt“ vor
stellte. Er erkundigte sich zunächst nach persönlichen 
Dingen und insbesondere über eine in Jüterbog lebende 
Schwester der Angeklagten und ihren-Neffen. Er forderte 
die Angeklagte auf, diese Bürger dazu zu bewegen, die 
Deutsche Demokratische Republik zu verlassen. Dabei 
erklärte er, daß westdeutschen Dienststellen daran 
gelegen sei, in Jüterbog Friseure abzuwerben, damit 
durch die dann eintretende unzureichende Versorgung 
eine Beunruhigung der Bevölkerung eintrete. Außerdem 
erkundigte er sich danach, ob die Angeklagte Objekte 
der zeitweilig in der Deutschen Demokratischen Repu
blik stationierten sowjetischen Streitkräfte kenne und 
diese ausspionieren könne.
Nach ihrer Rückkehr nach Jüterbog berichtete die An
geklagte ihrer Schwester, die ein Friseurgeschäft in 
Jüterbog hatte, und ihrem Neffen über das mit „Hilde
brandt“ geführte Gespräch und forderte beide auf, die 
Republik zu verlassen. Beide Bürger gingen später illegal 
nach Westdeutschland.
Bei einer vier Wochen später stattfindenden Zusammen
kunft, zu der die Angeklagte ihre Tochter und deren 
Ehemann mitgenommen hatte, erklärte ihr „Hilde
brandt“, daß er Mitarbeiter des Bundesnachrichten
dienstes sei. Die Angeklagte und ihr Schwiegersohn ver
pflichteten sich schriftlich zur Zusammenarbeit mit die
ser Spionageorganisation. Die Angeklagte erhielt den 
Auftrag, alle ihr bekannten Objekte der Sowjetarmee 
und zwei Flugplätze auszuspionieren und dazu noch 
andere Bürger anzuwerben. In der Folgezeit berichtete 
sie schriftlich und mündlich über die Lage und die Bele
gung verschiedener Objekte, über Waffengattungen, über 
Art und Anzahl der vorhandenen Waffen, über Trans
porte, über Kennzeichen von Kraftfahrzeugen, über den 
Flugbetrieb bei verschiedenartigem Wetter und über 
Anzahl und Typen von Flugzeugen. In diese Spionage
tätigkeit bezog die Angeklagte nicht nur ihre eigene 
Tochter und ihren Schwiegersohn, sondern auch ihre 
Schwester und eine Freundin ein.
Zur Abfassung ihrer Berichte erhielt die Angeklagte 
präpariertes Papier und mehrere Codeschlüssel. Außer
dem bekam sie ein Fernglas. „Hildebrandt“ forderte sie 
außerdem auf, zwei tote Briefkästen anzulegen. Diesen 
Auftrag führte sie jedoch nicht aus.
Im April 1960 übergab „Hildebrandt“ die Angeklagte 
dem Agenten „Bender“; von diesem Zeitpunkt ab arbei
tete sie mit diesem zusammen. Auf Veranlassung von 
„Bender“ nannte sich die Angeklagte „Gisela Grimm“. 
Außerdem wurden mehrere Deckadressen in Westberlin 
und in Bayern vereinbart, an die die Angeklagte unver
fänglich berichten konnte, ob sie ohne Beanstandungen 
nach Jüterbog zurückkommen konnte. Da „Bender“ be
fürchtete, daß Einschränkungen desVerkehrs nach West
berlin ein regelmäßiges Zusammentreffen unmöglich 
machen könnten, mußte ihm die Angeklagte ein Rezept 
des sie in Jüterbog behandelnden Arztes beschaffen. 
Nach dem auf dem Rezept enthaltenen Stempel und 
Namenszug des Arztes fälschte der Bundesnachrichten
dienst 13 Überweisungsscheine zu einer Untersuchung 
in der Berliner Charite.
Die Angeklagte berichtete „Hildebrandt“ und „Bender“ 
auftragsgemäß über bestimmte Versorgungsschwierig
keiten in Jüterbog und gab laufend Berichte über die 
Stimmung der Bevölkerung. Außerdem entwendeten sie 
und ihre Tochter aus dem Druckereibetrieb des Ehe
mannes der Angeklagten Betriebskollektivverträge und 
von Parteien und Massenorganisationen bestellte Druck
erzeugnisse.
Im November 1960 wurde die Angeklagte, als sie nach 
Westberlin fahren wollte, vom AZKW gestellt. Sie 
konnte dadurch ihren Treff nicht einhalten. Beim näch
sten Zusammentreffen mit „Bender“ erklärte ihr dieser, 
daß sie nicht mehr so viel nach Westberlin kommen solle 
und ihre Hauptaufgabe nunmehr darin bestehe, Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik zum illegalen 
Weggang nach Westdeutschland zu veranlassen. „Ben
der“ beauftragte die Angeklagte, in Jüterbog sieben 
namentlich von ihm benannte Bürger, und zwar einen 
Arzt, den Leiter eines volkseigenen Betriebes, einen 
Angestellten der Post, zwei Angehörige der staatlichen 
Verwaltung, einen selbständigen Handwerker und ihren
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